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der neuen Faſſung der Verordnung über die Erhebung eines Notzuſchlags zur Einkommen⸗ 
und Körperſchaftsſteuer. 
Vom 25. 2. 1933. 

Auf Grund des Art. III der Verordnung zur Abänderung der Verordnung über die Erhebung 
eines Notzuſchlags zur Einkommen⸗ und Körperſchaftsſteuer vom 8. 2. 1933 (G. Bl. S. 87) wird 
die folgende neue Faſſung der Verordnung über die Erhebung eines Notzuſchlags zur Einkommen⸗ und 
Körperſchaftsſteuer bekanntgemacht. J f 


Die neue Faſſung tritt an Stelle des bisherigen Wortlauts der Verordnung vom Tage ihrer Ver⸗ 
kündung an. 


Danzig, den 25. Februar 1933. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


Verordnung 
über die Erhebung eines Notzuſchlags zur Einkommen⸗ und Körperſchaftsſteuer. 
Vom 25. 2. 1933. 
Gemäß 8 1 Ziff. 5 d und Ziff. 32 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. 9. 1931 (G. Bl. S. 719) 
und des $ 1 des Ermächtigungsgeſetzes vom 28. 6. 1932 (G. Bl. S. 403) wird mit Zuſtimmung des 
Finanzrats folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 
5 In der Zeit vom 1. Oktober 1931 bis 31. März 1934 wird ein Notzuſchlag zur Einkommen⸗ und 
Körperſchaftsſteuer nach den Vorſchriften dieſer Verordnung erhoben. 


8 2 
Dem Zuſchlag ſind unterworfen ſämtliche natürlichen und nichtphyſiſchen Perſonen, ſoweit bei ihnen 
in der in $ 1 genannten Zeit die perſönliche Steuerpflicht auf Grund der Vorſchriften des Einkommen⸗ 
und Körperſchaftsſteuergeſetzes und der Verordnung über die Ausgleichung der in- und ausländiſchen 
Beſteuerung vom 16. Mai 1930 gegeben iſt. 


83 
Vom Zuſchlag befreit ſind: 

a) alle natürlichen Perſonen, die dem Steuerabzug vom Arbeitslohn unterliegen, wenn ihre Be⸗ 
züge in den einzelnen Lohnzahlungsabſchnitten die in 8 57 Abſ. 3 des Einkommenſteuergeſetzes 
feſtgeſetzte Grenze nicht überſteigen, 

b) alle übrigen natürlichen und nichtphyſiſchen Perſonen, ſolange weder das nach 8 4 Abſ. 1 b 
der Zuſchlagsberechnung zu Grunde zu legende Jahresgeſamteinkommen den Betrag von 
600 G noch das gemäß § 5 maßgebende Geſamtvermögen den Betrag von 12000 G über- 
ſteigt. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 9. 3. 1933.) 
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8 4 

(1) Als Beſteuerungsgrundlage gelten: 

a) bei denjenigen natürlichen Perſonen, die dem Steuerabzug vom Arbeitslohn unterliegen, 
die Einnahmen im Sinne des $ 32 Abſ. 1 des Einkommenſteuergeſetzes, die für die Zeit 
nach dem 30. September 1931 und vor dem 1. April 1934 gewährt werden; 

b) Bei den zur Einkommen⸗ und Körperſchaftsſteuer zu veranlagenden Steuerpflichtigen das 
nach den Vorſchriften des Einkommen- und Körperſchaftsſteuergeſetzes feſtgeſtellte ſteuerpflich⸗ 
tige Geſamteinkommen vor Abzug der auf Grund der SS 46/47 des Einkommenſteuergeſetzes 
gewährten Ermäßigungen und zwar iſt maßgebend: 

a) für den auf die Zeit vom 1. 10. 1931 bis 31. 12. 1931 entfallenden Notzuſchlag das 
für das Kalenderjahr (Wirtſchaftsjahr) feſtgeſtellte Einkommen, 

6) für den auf die Zeit vom 1. 1. 1932 bis 31. 12. 1932 entfallenden Notzuſchlag das für 
das Kalenderjahr (Wirtſchaftsjahr) 1932 feſtgeſtellte Einkommen, 

) für den auf die Zeit vom 1. 1. 1933 bis 31. 3. 1934 entfallenden Notzuſchlag das für 
das Kalenderjahr (Wirtſchaftsjahr) 1933 feſtgeſtellte Einkommen, 

d) im Falle der Neubegründung der perſönlichen Steuerpflicht nach dem 31. Dezember 1933 
das nach § 83 Abſ. 1 des E. St. Gef. den Vorauszahlungen für 1934 zu Grunde zu 
legende mutmaßliche Einkommen. 

(2) Bei denjenigen Steuerpflichtigen, die dem Steuerabzug vom Arbeitslohn im Gebiet der 
Freien Stadt Danzig unterliegen, jedoch nach § 72 des Einkommenſteuergeſetzes mit ihrem Geſamt⸗ 
einkommen zu veranlagen ſind, bleibt für die Berechnung des Zuſchlags nach Abſ. 1 das Einkommen 
aus nichtſelbſtändiger Arbeit unberückſichtigt. 


85 

(1) Sit die nach $ 4 Abſ. 1b maßgebende Beſteuerungsgrundlage niedriger als 5 9% des auf den 
31. Dezember 1931 bzw. bei Neubegründung der Vermögensſteuerpflicht feſtgeſtellten ſteuerpflich⸗ 
tigen Vermögens einer zur Entrichtung des Zuſchlags verpflichteten Perſon, ſo iſt der Zuſchlag anſtelle 
des Einkommens von einem Zwanzigſtel des vorbezeichneten Vermögens zu berechnen. 

(2) Findet bis zum 30. 6. 1932 eine Neuveranlagung zur Vermögenſteuer ſtatt, ſo tritt deren Er⸗ 
gebnis an die Stelle des nach Abſ. 1 maßgeblichen Vermögens für die Veranlagung zum Notzuſchlag 
für das Kalenderjahr 1932. Findet in der Zeit vom 1. 7. 1932 bis 30. 6. 1933 eine Neuveranlagung 
zur Vermögenſteuer ſtatt, ſo tritt deren Ergebnis an die Stelle des nach Abſ. 1 maßgebenden Ver⸗ 
mögens für die Veranlagung zum Notzuſchlag für das Kalenderjahr 1933 und die Zeit vom 1. Januar 
1934 bis zum 31. März 1934. 


86 
Die Höhe des Zuſchlags beträgt: 
J. Bei der Beſteuerung nach § 4 Abſ. 1 a): 


a) von den der Feſtbeſoldetenſteuer unterworfenen Geſamtbezügen: 1½ 9% des Bruttoarbeits⸗ 
lohnes im Sinne des § 4 Abſ. I a). 


b) von den ſonſtigen Lohn- und Gehaltsbezügen im Sinne des § 4 Abſ. La: 


wenn der Arbeitslohn monatlich oder in den Für ledige, kinderlos Ver⸗ für Steuerpflichtige mit 
0 a 2 heiratete oder Steuerpflichtige mehr als einem minder⸗ 
einzelnen Lohnzahlungsperioden auf den Mo⸗ mit einem minderjähr. Kind jährigen Kind . 
nat umgerechnet 150 G nicht überſteig e.. . 2 5. H. 1°/, v. H. des Brutto- 
: arbeitslohnes 
150 G aber nicht 200 G überſteigt . 2½ v. H. 2 . 
, eee , 2½ v. H. 
400 G „ „ Cl » . 41/5 v. H. 8 
800 G „ „ 1600 G „ . 5½ v. H. 5½ v. H. 
1600 G überſte igt . 61/5 v. H. 6½ v. H. 


II. Bei der Beſteuerung nach $ 4 Abſ. 1b oder 8 5: 
wenn das maßgebende Jahreseinkommen oder der maßgebende eee e 1500 G 
nicht überſteigt, / v. H. der Beſteuerungsgrundlage für das Jahr, 
wenn das maßgebende Jahreseinkommen oder der maßgebende Bergen b kuchteſl⸗ 1500 G 
aber nicht 2500 G überjteigt, 1½ v. H. der Beſteuerungsgrundlage für das Jahr, 
wenn das maßgebende Jahreseinkommen oder der maßgebende Vermögensbruchteil 2500 G 


. 
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aber nicht 5000 G überſteigt, 3 v. H. der Beſteuerungsgrundlage für das Jahr, 
wenn das maßgebende Jahreseinkommen oder der maßgebende Vermögensbruchteil 5000 G 
aber nicht 10000 G überſteigt, 4½ v. H. der Beſteuerungsgrundlage für das Jahr, 
wenn das maßgebende Jahreseinkommen oder der maßgebende Vermögensbruchteil 10 000 G 
überſteigt, 6 v. H. der Beſteuerungsgrundlage für das Jahr. 
III. Der Zuſchlag ermäßigt ſich im Falle des Abſ. II für Steuerpflichtige mit mehr als einem minder⸗ 
jährigen Kind auf die Hälfte, wenn das Jahreseinkommen oder der entſprechende Vermögensbruch⸗ 
teil 10 000 G nicht überſteigt. 


8 7 
(1) Bei der Zuſchlagsberechnung find abzurunden: 
a) im Falle des $ 61 der Bruttoarbeitslohn bei monatlicher Lohnzahlung auf volle 5 Gulden, 
im übrigen auf volle Guldenbeträge, f 
der ſich ergebende Zuſchlagsbetrag auf volle 5 Pfennig nach unten, 
b) im Falle des § 611 die Beſteuerungsgrundlage auf volle 100 8 nach unten. 
(2) Die an den Übergangsitellen des geſtaffelten Steuertarifs entſtehenden Härten ſind im Wege 
der Durchführungsbeſtimmungen auszugleichen. 
8 8 
(1) Der Zuſchlag nach § 61 iſt vom Arbeitgeber bei jeder Lohnzahlung zu berechnen und vom 
Lohne einzubehalten. Er iſt zuſammen mit dem Steuerabzug vom Arbeitslohn in einem Betrage nach 
den Vorſchriften des 8 65 des Einkommenſteuergeſetzes abzuführen. SS 66 und 67 des Einkommen⸗ 
ſteuergeſetzes gelten auch für den Zuſchlag. 
(2) Der Zuſchlag nach § 6 II wird im Veranlagungswege vom Steueramt durch Steuer- 


beſcheid feſtgeſetzt. Er bildet einen Beſtandteil des gemeinſamen Solls im Sinne des Geſetzes über die 


gemeinſchaftliche Erhebung der veranlagten Einkommen-, Körperſchaft⸗, Vermögen⸗, Gewerbe⸗ und 
Umſatzſteuer vom 27. 9. 1928. 

(8) Der Zuſchlag iſt in vierteljährlichen Raten an den in § 74 des Einkommenſteuergeſetzes feſtge⸗ 
ſetzten Zahlungsterminen zu entrichten, erſtmalig am 15. November 1931. 


sg 
(1) Bis zur Zuſtellung des Veranlagungsbeſcheides gemäß § 8 Abf. 2 haben die Zuſchlags⸗ 
pflichtigen zunächſt an den in § 8 Abſ. 3 feſtgeſtellten Zahlungsterminen Vorauszahlungen auf den 
Zuſchlag nach Maßgabe eines beſonderen Vorauszahlungsbeſcheides zu leiſten. Für die Erhebung der 
Vorauszahlungen vom Vermögen iſt zunächſt von dem auf den 31. Dezember 1930 feſtgeſtellten 
Vermögen auszugehen. Für die Erhebung der Vorauszahlungen nach dem Einkommen iſt zunächſt 
von dem für das Kalenderjahr 1930 nach den Vorſchriften des Einkommen⸗ oder Körperſchaftsſteuer⸗ 
geſetzes feſtgeſetzten ſteuerpflichtigen Geſamteinkommen vor Abzug der auf Grund der SS 45 und 46 
des Einkommenſteuergeſetzes gewährten Ermäßigungen auszugehen. Nach Feſtſtellung des entſprechen⸗ 
den Betrages für 1931 und 1932 tritt dieſer an die Stelle des früher maßgebend geweſenen Be⸗ 
trages. Im Falle der Neubegründung der perſönlichen Steuerpflicht nach dem 31. Dezember 1930 iſt 
für die Zuſchlagsvorauszahlungen erſtmalig von dem nach § 83 Abſ. 1 des Einkommenſteuergeſetzes 
den Einkommen- und Körperſchaftsſteuer⸗Vorauszahlungen für 1931, 1932 oder 1933 zu Grunde zu 
legenden mutmaßlichen Einkommen auszugehen. 
(2) Auf die Feſtſetzung der Vorauszahlungen findet § 4 Abſ. 2 und § 5 dieſer Verordnung und 
§§ 78 und 79 des Einkommenſteuergeſetzes entſprechende Anwendung. 
(3) Die geleiſteten Vorauszahlungen werden auf den nach § 8 Abſ. 2 endgültig feſtgeſtellten 
Zuſchlagsbetrag angerechnet. 
§ 10 
Der Zuſchlag fließt in voller Höhe dem Staate zu. § 85 des Einkommenſteuergeſetzes findet Hin- 
ſichtlich dieſes Zuſchlags keine Anwendung. 
§ 11 
Die Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 25. Februar 1933. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dr. Wiercinski⸗Keiſer 
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27 Verordnung 
betreffend Abänderung der Durchführungs verordnung zur Rechtsverordnung zur Regelung des Handels 
mit Schlachtvieh und friſchem Fleiſch. 
Vom 21. 2. 1933. 
Artikel I 
In 8 4 letzter Abſatz der Durchführungsverordnung zur Rechtsverordnung zur Regelung des Han— 


dels mit Schlachtvieh und friſchem Fleiſch vom 19. 4. 1932 (G. Bl. S. 209) werden die Worte „für 
einzelne Gewerbetreibende, deren Umſatz von geringem Umfange iſt“ geſtrichen. 


Artikel II 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 21. Februar 1933. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Hinz 
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